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Die Vervielfiltigung ist nur fir eigene, nichtgewerbliche Zwecke gestattet ( 8 13 Abs. 4 des

Niedersachsischen Vermessungs- und Katastergesetzes vom 2.7.1985, Nds. GVEL, S. 187,

geandert durch Gesetz vom 11. Juli 1994 (Nds. GVBI. S.300 ) :

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die stiddtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie StraRen, Wege und Plitze volistindig nach ( Stand vam
11,09.2001 ). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen
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Zéichenerkléirung: .

Art der baulichen Nutzung
WA
A /
N

[ Mischgebiet

Aligemeines Wohngebiet

Grinflache — Vorbehaltsflache Friedhof

MaR der baulichen Nutzung
Il Hochstzahl der zulissigen Vollgeschosse
GRZ 0,4 Grundflachenzahl (max.)

GFZ 0,7 Geschofflachenzahl (max.)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen

O Offene Bauweise
E+D nur Einzel- und/oder Doppelhzuser zuldssig
SD | =40°-45° Satteldach, zulassige Dachneigungsbandbreiten

Il = 28°-32° gem. vorh. Voligeschossen (sh. OBV)
PD Pultdach - Dachneigung (sh. OBV)
s Baugrenze
— Hauptfirstrichtung = langere Mittelachse des Hauptbaukérpers

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fliichen

Geh-, Fahr und Leitungsrecht zu Gunsten der
Pr— Stadt Georgsmarienhiitte

Sonstige Planzeichen

.- Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Abgrenzung des Geltungsbereichs angrenzender Bebaungsplane

Praambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 56,

97 und 98 der Nieders&chsischen Bauordnung und des § 40 der Niedersachsischen
Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Georgsmarienhiitte diesen Bebauungsplan Nr. 20
~Hindenburgstrale und Friedhofe*, 3. Anderung, bestehend aus der Planzeichnung, den
textlichen Festsetzungen und den nachstehenden Ortlichen Bauvorschriften uber Gestal-
tung, als Satzung sowie die Begriindung beschlossen:

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002
Blrgermeister

A. Textliche Festsetzungen

1. _Ausnahmeregelung nach BauNVO

im WA-Gebiet sind Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO
unzulassig.

Im MI-Gebiet sind Tankstellen gem. § 6 (2) Nr. 7 sowie Vergniigungsstatten gem. §6(2)
Nr. 8 in Verbindung mit § 6 (3) BauNVO gem. § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO unzulassig.

2. Vollgeschosse, GR-Flachenanrechnung bei Nichtvollgeschossen
Im Geltungsbereich sind max. zwei Voligeschosse zuldssig, wobei das zweite
VollgeschoR auch ein DachgeschobB It. § 2 (4) NBauO sein kann.

Gem. § 20 Abs. 3 BauNVO sind die Flédchen von Aufenthaltsrdumen in anderen als
Vollgeschossen einschlieRlich der zugehorigen Treppenrdume und Umfassungswande
auf die max. GFZ anzurechnen.

: den i ng / max. GRZ

Die festgesetzte GRZ max. beinhaltet die gesamte Grundstiicksversiegelung durch
Hochbauten und Flachenbefestigungen. Eine Uberschreitung gem. § 19 (4) BauNVO ist
nicht zuldssig.

Anteilige Dachflachen von Hochbauten mit dauerhaften Dachfléchenbegriinungen und
Oberflachen, wie Zufahrten, Wege und Stellplatze, die in Schotterrasen oder
wassergebundener Bauart ausgefiihrt sind, werden auf die GRZ nicht angerechnet.

4. Ne ragen S

Genehmigungspflichtige Nebenanlagen gem. § 14 NBauO sind zwischen offentlicher
Verkehrsflache und vorderer Baugrenze und deren nérdlicher bzw. sudlicher (seitlicher)
Verléngerung unzuléssig.

Genehmigungsfreie Nebenanlagen sind im gesamten Grundstiicksbereich zulassig.

Garagen/Carports gem. § 12 NBauO sowie Stellplatze sind nur in einer Tiefe von 15 m —
gemessen ab offentlicher Verkehrsfliche - zulassig sowie innerhalb der tiberbaubaren
Bereiche und deren seitlichen Verlangerung bis  zur jeweiligen  Nachbar-
Grundstiicksgrenze. Mit geschlossenen Garagen ist ein Mindestabstand von 5 m zur
offentlichen Verkehrsfldche einzuhalten. Carportanlagen kénnen an die Grenze zur
offentlichen Verkehrsfliache gebaut werden, sind jedoch auf einer Lange bis 5 m von der
offentlichen Verkehrsfldche aus transparent zu gestalten. Weiterhin ist bej der Planung
der Grundstiicksausfahrten der vorhandenene Ausbauzustand der ~Wellenkampstralle*
zu berticksichtigen.

Aus Vorsorgegriinden ist die Entnahme und Freilegung von Grundwasser /
Schichtenwasser unzulassig.

6. Bauhs!
Die maximale Bauhdhe/Firsthéhe darf nicht mehr als 11 m lber den jeweiligen
Bemessungshéhenpunkt P hinausgehen (P = Schnittpunkt der zur ErschlieBungsstrale
gerichteten Grundstiicks-Achse mit OK<Achse> der fertig ausgebauten Fahrbahn).

B. Ortliche Bauvorschrift iiber Gestaltung

1. Stellung baulicher Anlagen / zul3ssige Dachform und —neigung

Gemalk Planzeichnung wird die Hauptfirstrichtung  vorgegeben. Die zuldssigen
Dachformen sind Satteldach und Pultdach. Die zulassige Dachneigungsbandbreite
betragt

bei eingeschossiger Bauweise: 45° - 50°
bei zweigeschossiger Bauweise 28°-32°

Die einseitige Neigung der Haupt-Dachfliache hat sich zur offentlichen Verkehrsfiache hin
zu orientieren. -

Fur die Festsetzung der Dachneigung ist ein Geb4ude, dessen zweites Vollgeschoss ein
DachgeschoR gem. NBauO darstellt, als ,eingeschossig“ zu werten.

Fir Garagen und Nebenanlagen ist ebenfalls das Flachdach bzw. flachgeneigte Dach
zulassig.

2 Daghaufbauten(Gauben) / Frontispize, Konstruktionsabstsnde

Dachaufbauten (Gauben und Dacheinschnitte) sind bis zu einer Breite von 1/2 der
jeweiligen Traufenldnge zulassig, gemessen an der GaubenfuBlinie. Die zuldssige
senkrechte Ansichtshohe der Gaube darf 1,60 m betragen. :

Mit der Gaubenkonstruktion ist vom First mindestens 0,60 m, von den Ortgéangen
mindestens 1,50 m (Gaubenfu3punkt) Abstand einzuhalten.

Diese Abstinde gelten auch fiir Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen auf
Hauptbaukérpern.

Sogenannte Dachreiter bzw. Dachhiuschen und Spitzbodengauben sowie Kombinationen
aus Dachgeschol}- und Spitzbodengauben (,Gaube iiber Gaube*) sind unzulassig.
Frontispize (Zwerchgiebel) sind zulassig bis zu einer Breite von 1/3 der jeweiligen
Traufseite. Der Frontispiz muf ab Erd- bzw. Kellergescho® mindestens 0,25 m aus dem
geraden Wandverlauf hervortreten und mit einem Satteldach mit einer Neigung >= des
Hauptbaukorpers versehen werden.

ri vertikaler eile
Stitzmauern und undurchsichtige Grundstiickseinfriedungen sind mit  Klimm-
/Rankgewachsen dauerhaft zu begriinen. Dieses gilt auch fiir séamtliche Nebenanlagen
sowie Garagen/CP, wenn sie auRerhalb des Uberbaubaren Bereiches errichtet werden
(Ausnahme: Kleingewichshaus und Briefkastenanlage).

4, Kgnifgr;gggﬂanzungen

Koniferen sind nur als Solitar zulassig. Die linienhafte Grundstiicksbepflanzung mit
sogenannten ,Fichtenhecken* oder ,Lebensbaumreihen sowie die Anlage von
plantagenartigen Nadelbaumpflanzungen ist nicht zulassig.

h& — einheitli stal
Doppelhduser sind in Material und Farbe der Aulenfassade, in der Dachneigung und
-farbe, der Gaubenkonstruktion sowie in Fenster- und Tirformaten und -farben einheitlich
Zu gestalten.

Ausnahmen von den Festsetzungen der OBV regeln sich nach § 56 (2) NbauO.

C. Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 6 (2) NGO in der jeweils giiltigen Fassung handelt, wer
vorsatzlich oder fahridssig entgegen dem § 5 der textlichen Festsetzungen dieses
Bebauungsplanes und/oder den §§ 2 und 5 der zugehérigen Ortlichen Bauvorschrift uber
Gestaltung verstoft. :

Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 10.000 DM geahndet werden.

D. Hinweise

1. Okologische Belange

Das anfallende Regenwasser kann als Brauchwasser gesammelt und genutzt werden. Bei
einer Regenwasserversickerung ist darauf zu achten, dass Nachbargrundstiicke nicht
beeintrachtigt werden.

Der Einsatz von Sonnenkollektoren und/oder Fotovoltaikanlagen zur Einsparung von
Heiz- bzw. elektrischer Energie wird empfohlen.

Auflerdem sollten Fassaden von Hochbauten — soweit technisch moglich — dauerhaft
begrint werden. Die Pflanzung  von  dauerhafter Dachbegriinung  bei
flachen/flachgeneigten Gebaudebedachungen wird ebenfalls empfohlen.

2. Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frihgeschichtliche Bodenfunde
(das kénnen u.a. sein: Tongeféaflischerben, Holzkohleansammlungen, Schilacken sowie
auffallige Bodenverfarbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes
(NDSchG) meldepflichtig und miissen der Bez.Reg. Weser-Ems, Dez. 406 -
Archéologische Denkmalpflege — oder der Unteren Denkmalschutzbehdrde / Landkreis
Osnabriick unverziiglich gemeldat werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der
Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) NDSchG
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fiir ihren
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehérde vorher die Fortsetzung
der Arbeit gestattet.

3. Altablagerungen

Treten bei Erd- oder Bauarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zu Tage, ist dieses
unverziglich der Unteren Abfallbehorde (Landkreis  Osnabriick) sowie der
Bauortgemeinde zu melden.

4. Inkrafttreten

Der Bebauungsplan tritt mit seiner Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten alle durch
den Geltungsbereich dieses Planes erfassten Festsetzungen des Ursprungs-
Bebauungsplanes Nr. 20 ,Hindenburgstrafe und Friedhéfe* auler Kraft.

Aufstellungsbeschiuf

Offentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschull der Stadt Georgsmarienhiitte hat in seiner Sitzung am
12.09.2001 dem Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung zugestimmt
und seine 6ffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der &ffentlichen Auslegung wurden am 15.10.2001 ortsiiblich bekanntge-
macht.

Der Entwurf des Bebauungsp'anes mit OBV und der Begriindung lagen vom 23.10.2001 —
23.11.2001 gem. § 3 Abs. 2 BauGB offentli

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002
Birgermeister

Erneute Offentliche Auslegung mit Einschrinkung

Der VerwaltungsausschuR der Stadt Georgsmarienhiitte hat in seiner Sitzung am
12.12.2001 dem geénderten Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung
zugestimmt und die erneute &ffentliche Auslegung mit Einschrankung gem. § 3 Abs. 3 Satz
1 zweiter Halbsatz BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der &ffentlichen Auslegung wurden am 14.01.2002 ortsiblich bekanntge-
macht, -

Der Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung lagen vom 28.01.2002 bis
11.02.2002 gem. § 3 Abs. 2 BauGB offentlich aus.

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002
Blrgermeister

Satzungsbeschlufl

Der Rat der Stadt Georgsmarienhiitte hat den Bebauungsplan mit Ortlicher Bauvorschrift
uber Gestaltung nach Priifung der Bedenken und Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in
seiner Sitzung am 24.04.2002 als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begriindung beschlos-

/i

Birgermeister

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan wurde aus dem Flachennutzungsplan entwickelt und ist gem. § 10
BauGB am 15.06.02im Amtsblatt fiir den Landkreis Osnabriick Nr. 10 bekanntgemacht
worden.

Der Bebauungsplan ist damit am 150602 rechtsverbindlich geworden.

Georgsmarienhiitte, 24.06.2002 Bifyermeister

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend
gemacht worden.

Georgsmarienhiitte,
S Birgermeister

Méngel der Abwigung

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes sind Mangel der Ab-
wagung nicht geltend gemacht worden.

Georgsmarienhiitte,
S Blrgermeister

Stadt Georgsmarienhiitte

Bebauungsplan Nr. 20

3. Anderung

”Hindenburgstrale und Friedhéfe”

mit Ortlicher Bauvorschrift iiber Gestaltung

7=
5 ‘IFIT’/;"-
et r../
"‘? = -
£7 ! =
£
"ﬂe'

s

Ubersichtsplan M. 1:5000

Urschrift




28

)

~e

I

27

/4

tali

Bebauungsplan Nf

1
5 & 7 !
r 129
2t g s
! JEL
< T4 140 >
L] 'L &
!
143 o %
/ 2
b/
; ; / ,sa/; -
78 A Pt
Parksirafe ;'—’;
™ T 17—.'%7.7-: Tu'...; N-

-8

o [ [}
o / 4
¥& 57
y Parkplalz » o
Y Kirch-
\\ !:;c
5 platz
7
/ N 4
-~
\‘\
~
~
~
S~
\\ h
~
\V \\
Kirche
+ Altersheim
IS "
2
7
39
k3
45
Friedhof
Kirche
4
Ao f
’ B
N
1
. (M1
Z o
GRZ 0.4
GFZ 0,7
20 SD 45°-50°(1)
28° - 32°(11)
Friedhof |PD
WA I
o/ EsD
GRZ 0,4
GFZ 07
SD 45°-50°(1)
28°-32°(11)
PD

A

Geh-, Fdhr- und Leitungsrech
zu Gunsten S

+

2
&
&/
".-:
[/

1 %

8=

T

-

RS

Qe

!

sl

00

4

ale

tadt Georgsmarien- &
=

gt
83

e

huffe & o s
m
& .

o o .
WA , ? 7 4
185

7

s

22

sl2

4

L

<N

Feuerwehr ‘
7

&2

i“

1
61 85

&7

28

L1

sz

14 "
&7 — /

£1/88

; & 4 = o
! a9 f ﬁs 7 ! ’
194 /154 ’ ,"
£ —> L
o ‘J / - {}
1 " @ - 4 T
5 r X 8 ot
ﬁ 6\% § 3‘0 BGUG f’,"
\ ’
o
= ] 4
196 !_.’7 o 2_2
2 Qé\ +
! O,
705 L N
208 118 ;\Q’ ‘
s
é*\ Grananlage
! ! ‘.r‘f
2 TE oy \?;:'
t ”:,
’
o i

120
21

~——  Planunteriage —{4-1354 /200

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte £
Legenschaftskante: | Oeorgsmarienhiitte Flur 13
S MaBstab: 1 : 1000 . ' ¥ =

s
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gedndert durch Gesefz vom 11. Juli 1994 (Nds. GVBL. S.300 )

geometrisch otnwandfm .
Die Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist einwandfrei méglich.

...... Osnabriick . . den 0705200 e Avttrag
Katasteramt ......... Osnabruck ................ ) SPRSESON 15 a7 Y AR
{ Unterschrift ) -

Vermessungsoberamtsr at

Zeichenerkldrung: i

Art der baulichen Nutzung

A ; .
//,4\'}5 A Aligemeines Wohngebiet
A,
S 2; :/: Mischgebiet

Griinflache — Vorbehaltsflache Friedhof

MaB der baulichen Nutzung
I Héchstzahl der zuldssigen Vollgeschosse
GRZ 0,4 Grundfldchenzahl (max.)

GFZ 0,7 GeschofRflachenzahl (max.)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen
0 Offene Bauweise

E+D nur Einzel- und/oder Doppelhduser zulassig

SD |=40°-45° Satteldach, zulassige Dachneigungsbandbreiten
Il = 28°-32° gem. vorh. Vollgeschossen (sh. OBV)
PD Pultdach - Dachneigung (sh. OBV)
—_———— Baugrenze
i Hauptffirstrichtung = ldngere Mittelachse des Hauptbaukérpers

Fir die Festsetzung der Dachneigung ist ein Gebdude, dessen zweites Voligeschoss ein
Dachgescholl gem. NBauO darstellt, als ~eingeschossig” zu werten.

Fir Garagen und Nebenanlagen ist ebenfalls das Flachdach bzw. flachgeneigte Dach
Zulassig.

A auten iSpiz nstruktionsabsténde
Dachaufbauten (Gauben und Dacheinschnitte) sind bis zu einer Breite von 1/2 der
jeweiligen Traufenlénge zuldssig, gemessen an der GaubenfuBlinie. Die zulassige
senkrechte Ansichtshéhe der Gaube darf 1,60 m betragen.
Mit der Gaubenkonstruktion ist vom First mindestens 0,60 m, von den Ortgéngen
mindestens 1,50 m (GaubenfuRpunkt) Abstand einzuhalten.
Diese Abstidnde gelten auch fiir Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen auf
Hauptbaukérpern.
Sogenannte Dachreiter bzw. Dachhduschen und Spitzbodengauben sowie Kombinationen
aus DachgeschoR- und Spitzbodengauben (-Gaube iber Gaube®) sind unzulassig.
Frontispize (Zwerchgiebel) sind zulassig bis zu einer Breite von 1/3 der jeweiligen
Traufseite. Der Frontispiz muf ab Erd- bzw. Kellergescho® mindestens 0,25 m aus dem
geraden Wandverlauf hervortreten und mit einem Satteldach mit einer Neigung >= des
Hauptbaukorpers versehen werden.

Stutzmauern und  undurchsichtige Grundstiickseinfriedungen sind mit  Klimm-
/Rankgewédchsen dauerhaft zu begriinen. Dieses gilt auch fir samtliche Nebenanlagen
sowie Garagen/CP, wenn sie auRerhalb des iiberbaubaren Bereiches errichtet werden
(Ausnahme: Kleingewachshaus und Briefkastenaniage).

nif
Koniferen sind nur als Solitar zuldssig. Die linienhafte Grundstiicksbepflanzung mit
sogenannten ,Fichtenhecken“ oder ,Lebensbaumreihen* sowie die Anlage von
plantagenartigen Nadelbaumpflanzungen ist nicht Zulassig.

Doppelhéuser sind in Material und Farbe der AuBlenfassade, in der Dachneigung und
-farbe, der Gaubenkonstruktion sowie in Fenster- und Tiifformaten und -farben einheitlich
Zu gestalten.

6. Ausnahmen

Satzungsbeschluf

Der Rat der Stadt Georgsmarienhiitte hat den Bebauungsplan mit Ortlicher Bauvorschrift
Uber Gestaltung nach Prifung der Bedenken und Anregungen gem. § 3 Abs. 2 BauGB in
seiner Sitzung am 24.04.2002 als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begriindung beschlos-
sen.

gez. Lunte
S Burgermeister

Georgsmarienhitte, 06.05.2002

Inkrafttreten

Der Bebauungsplan wurde aus dem Flachennutzungsplan entwickelt und ist gem. § 10
BauGB am 150602 im Amtsblatt fir den Landkreis Osnabriick Nr. 10 bekanntgemacht
worden.

Der Bebauungsplan ist damit am 15.06.02 rechtsverbindlich geworden.

gez. Lunte
Birgermeister

Georgsmarienhditte, 24.06. 2002 S
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von Ver-

fahrens- oder Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geltend
gemacht worden.

Georgsmarienhiitte,
S Birgermeister

Mingel der Abwﬂm

Ausnahmen von den Festsetzungen der OBV regeln sich.nach.§.56.(2)bauo.

Geh-, Fahr und Leitungsrecht zu Gunsten der
Stadt Georgsmarienhiitte

Sonstige Planzeichen

EEEEEE- Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Abgrenzung des Geltungsbereichs angrenzender Bebaungsplane

Praambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 56,

97 und 98 der Niedersachsischen Bauordnung und des § 40 der Niedersachsischen
Gemeindeordnung hat der Rat der Stadt Georgsmarienhiitte diesen Bebauungsplan Nr. 20
-Hindenburgstralle und Friedhofe*, 3. Anderung, bestehend aus der Planzeichnung, den
textlichen Festsetzungen und den nachstehenden Ortlichen Bauvorschriften iiber Gestal-
tung, als Satzung sowie die Begriindung beschlossen:
Georgsmarienhiitte, 06.05.2002 gez. Lunte

S Birgermeister

A. Textliche Festsetzungen

A hm el n NV
Im WA-Gebiet sind Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO gem. § 1 (6) Nr. 1 BauNVO
unzulassig.
Im MI-Gebiet sind Tankstellen gem. § 6 (2) Nr. 7 sowie Vergnligungsstatten gem. § 6 (2)
Nr. 8 in Verbindung mit § 6 (3) BauNVO gem. § 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO unzulassig.

" -Fléchen hn i Ni n
Im Geltungsbereich sind max. zwei Vollgeschosse zuldssig, wobei das zweite
VoligeschoR auch ein DachgeschoR It. § 2 (4) NBauO sein kann.

Gem. § 20 Abs. 3 BauNVO sind die Flichen von Aufenthaltsrdumen in anderen als
Voligeschossen einschlieRlich der zugehorigen Treppenrdume und Umfassungswiande
auf die max. GFZ anzurechnen.

Die festgesetzte GRZ max. beinhaltet die gesamte Grundstiicksversiegelung durch
Hochbauten und Flachenbefestigungen. Eine Uberschreitung gem. § 19 (4) BauNVO ist
nicht zulassig.

Anteilige Dachfldchen von Hochbauten mit dauerhaften Dachflachenbegriinungen und
Oberflaichen, wie Zufahrten, Wege und Stellplitze, die in Schotterrasen oder
wassergebundener Bauart ausgefiihrt sind, werden auf die GRZ nicht angerechnet.

Genehmigungspflichtige Nebenanlagen gem. § 14 NBauO sind zwischen offentlicher
Verkehrsfidche und vorderer Baugrenze und deren nérdlicher bzw. siidlicher (seitlicher)
Verldngerung unzulassig.

Genehmigungsfreie Nebenanlagen sind im gesamten Grundstiicksbereich zulassig.

Garagen/Carports gem. § 12 NBauO sowie Stellplédtze sind nur in einer Tiefe von 15 m —
gemessen ab offentlicher Verkehrsfliche - zuléssig sowie innerhalb der {iberbaubaren
Bereiche und deren seitlichen Verlangerung bis zur jeweiligen Nachbar-
Grundstiicksgrenze. Mit geschlossenen Garagen ist ein Mindestabstand von 5 m zur
offentlichen Verkehrsfiache einzuhalten. Carportanlagen kénnen an die Grenze zur
offentlichen Verkehrsfliche gebaut werden, sind jedoch auf einer Lénge bis 5 m von der
offentlichen Verkehrsfliche aus transparent zu gestalten. Weiterhin ist bei der Planung
der Grundstiicksausfahrten der vorhandenene Ausbauzustand der ~Wellenkampstrafle*
zu berticksichtigen.

Aus Vorsorgegriinden ist die Entnahme und Freilegung von Grundwasser /
Schichtenwasser unzulassig.

5. Bauhst
Die maximale Bauhdhe/Firsthéhe darf nicht mehr als 11 m (ber den jeweiligen
Bemessungshéhenpunkt P hinausgehen (P = Schnittpunkt der zur ErschlieBungsstrafie
gerichteten Grundstiicks-Achse mit OK<Achse> der fertig ausgebauten Fahrbahn).

B. Ortliche Bauvorschrift iiber Gestaltung

llun icher Anlagen / zuldssige f n
Gemal Planzeichnung wird die Haupffirstrichtung vorgegeben. Die zuldssigen
Dachformen sind Satteldach und Pultdach. Die zuldssige Dachneigungsbandbreite
betragt

45° - 50°
28°-32°

bei eingeschossiger Bauweise:
bei zweigeschossiger Bauweise

Die einseitige Neigung der Haupt-Dachflache hat sich zur Sffentlichen Verkehrsflache hin
2u orientieren.

C. Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 6 (2) NGO in der jeweils giiltigen Fassung handelt, wer
vorsatzlich oder fahrldssig entgegen dem § 5 der textlichen Festsetzungen dieses
Bebauungsplanes und/oder den §§ 2 und 5 der zugehorigen Ortlichen Bauvorschrift (iber
Gestaltung verstoRt.

Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 10.000 DM geahndet werden.

D. Hinweise

1. _Okologische Belange

Das anfallende Regenwasser kann als Brauchwasser gesammelt und genutzt werden. Bei
einer Regenwasserversickerung ist darauf zu achten, dass Nachbargrundstiicke nicht
beeintrachtigt werden.

Der Einsatz von Sonnenkollektoren und/oder Fotovoltaikanlagen zur Einsparung von
Heiz- bzw. elektrischer Energie wird empfohlen.

AuBerdem sollten Fassaden von Hochbauten — soweit technisch maoglich — dauerhaft
begrint werden. Die Pflanzung von dauerhafter Dachbegriinung  bei
flachen/flachgeneigten Gebaudebedachungen wird ebenfalls empfohlen.

. Bo
Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frihgeschichtliche Bodenfunde
(das konnen u.a. sein: Tongefallscherben, Holzkohleansammiungen, Schlacken sowie
aufféllige Bodenverfarbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 (1) des Nds. Denkmalschutzgesetzes
(NDSchG) meldepflichtig und missen der Bez.Reg. Weser-Ems, Dez. 406 -
Archéologische Denkmalpflege — oder der Unteren Denkmalschutzbehérde / Landkreis
Osnabriick unverziiglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der
Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) NDSchG
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unveréandert zu lassen, bzw. fiir ihren
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehérde vorher die Fortsetzung
der Arbeit gestattet.

3. _Altablagerungen

Treten bei Erd- oder Bauarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zu Tage, ist dieses
unverziglich der Unteren Abfallbehérde (Landkreis Osnabriick) sowie der
Bauortgemeinde zu melden.

D-er Bebauungsplan tritt mit seiner Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig treten alle durch
den Geltungsbereich dieses Planes erfassten Festsetzungen des Ursprungs-
Bebauungsplanes Nr. 20 ,Hindenburgstrale und Friedhéfe® auRer Kraft.

Aufstellungsbeschiu

Der VerwaltungsausschuR der Stadt Georgsmarienhiitte hat in seiner Sitzung am
13.12.2000 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 20 »HindenburgstralRe und Friedhéfe*
3. Anderung einschlieBlich Ortlicher Bauvorschrift iiber Gestaltung (OBV) beschlossen. Der
AufstellungsbeschiuB ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 18.06.2001 ortsiiblich bekanntgemacht

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002 gez. Lunte

S Birgermeister

Offentliche Auslegung

Der VerwaltungsausschuR der Stadt Georgsmarie_gnhiitte hat in seiner Sitzung am
12.09.2_00‘! dem Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung zugestimmt
und seine 6ffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort c;:nd Dauer der é6ffentlichen Auslegung wurden am 15.10.2001 ortsiiblich bekanntge-
macht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit OBV und der Begriindung lagen vom 23.10.2001 —
23.11.2001 gem. § 3 Abs. 2 BauGB &ffentlich aus.
Georgsmarienhiitte, 06.05.2002 gez. Lunte

S Birgermeister

Erneute Offentliche Auslegung mit Einschrinkung

Der VerwaltungsausschuR der Stadt Georgsmarienhiitte hat in seiner Sitzung am
12.12.2001 dem geanderten Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung
zugestimmt und die erneute 6ffentliche Auslegung mit Einschrénkung gem. § 3 Abs. 3 Satz
1 zweiter Halbsatz BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der &ffentlichen Auslegung wurden am 14.01.2002 ortsiblich bekanntge-
macht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes, der OBV und der Begriindung lagen vom 28.01.2002 bis
11.02.2002 gem. § 3 Abs. 2 BauGB &ffentlich aus.

gez Lunte
S Birgermeister

Georgsmarienhiitte, 06.05.2002

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes sind Mangel der Ab-
wagung nicht geltend gemacht worden.

Georgsmarienhiitte,
S Birgermeister
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Textliche Festsetzungen

zum Bebauungsplan Nr. 20.3

Bezeichnung: ,Hindenburgstralle und Friedhofe”
der Stadt Georgsmarienhutte, Landkreis Osnabrick

Ausnahmeregelung nach BauNVO

Im WA-Gebiet sind Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO gem. 8 1 (6) Nr. 1 BauNVO
unzulassig.

Im MI-Gebiet sind Tankstellen gem. § 6(2) Nr. 7 sowie Vergnigungsstatten gem. 8 6
(2) Nr. 8 in Verbindung mit 8§ 6 (3) BauNVO gem. 8§ 1 (5) und (6) Nr. 1 BauNVO unzu-
lassig.

Vollgeschosse, GR-Flachenanrechnung bei Nichtvollgeschossen
Im Geltungsbereich sind max. zwei Vollgeschosse zuléssig, wobei das zweite Vollge-
schoss auch ein Dachgeschoss It. § 2 (4) NBauO sein kann.

Gem. 8 20 Abs. 3 BauNVO sind die Flachen von Aufenthaltsrdumen in anderen als
Vollgeschossen einschliel3lich der zugehdrigen Treppenrdume und Umfassungswan-
de auf die max. GFZ anzurechnen.

Bodenversiegelung / Max. GRZ

Die festgesetzte GRZ max. beinhaltet die gesamte Grundstiicksversiegelung durch
Hochbauten und Flachenbefestigungen. Eine Uberschreitung gem. § 19 (4) BauNVO
ist nicht zul&ssig.

Anteilige Dachflachen von Hochbauten mit dauerhaften Dachflachenbegriinungen
und Oberflachen, wie Zufahrten, Wege und Stellplatze, die in Schotterrasen und
wassergebundener Bauart ausgefiihrt sind, werden auf die GRZ nicht angerechnet.

Nebenanlagen, Garagen / Carports, Stellplatze

Genehmigungspflichtige Nebenanlagen gem. § 14 NBauO sind zwischen 6ffentlicher
Verkehrsflache und vorderer Baugrenze und deren nordlicher bzw. stdlicher (seitli-
cher) Verlangerung unzulassig.

Genehmigungsfreie Nebenanlagen sind im gesamten Grundstiicksbereich zuldssig.

Garagen / Carports gem. § 12 NBauO sowie Stellplatze sind nur in einer Tiefe von 15
m — gemessen ab 6ffentlicher Verkehrsflache — zuldssig sowie innerhalb der tber-
baubaren Bereiche und deren seitlichen Verlangerung bis zur jeweiligen Nachbar -
Grundsticksgrenze. Mit geschlossenen Garagen ist ein Mindestabstand von 5 m zur
offentlichen Verkehrsflache einzuhalten. Carportanlagen kénnen an die Grenze zur
offentlichen Verkehrsflache gebaut werden, sind jedoch auf einer Lange bis 5 m von
der offentlichen Verkehrsflache aus transparent zu gestalten. Weiterhin ist bei der
Planung der Grundstiicksausfahrten der vorhandene Ausbauzustand der ,Wellen-
kampstralR3e* zu bertcksichtigen.

Grundwasserentnahme
Aus Vorsorgegrinden ist die Entnahme und Freilegung von Grundwasser / Schich-
tenwasser unzulassig.

Bauhdhen

Die maximale Bauhohe/Firsthéhe darf nicht mehr als 11 m tber den jeweiligen Be-
messungshdhenpunkt P hinausgehen (P = Schnittpunkt der zu ErschlieBungsstral3e
gerichteten Grundstlicks-Achse mit OK<Achse> der fertig ausgebauten Fahrbahn).



Ortliche Bauvorschrift tiber Gestaltung

zum Bebauungsplan Nr. 20.3
Bezeichnung: ,Hindenburgstralle und Friedhofe”
der Stadt Georgsmarienhutte, Landkreis Osnabrick

Stellung baulicher Anlagen / zulassige Dachform und —neigung

GemaR Planzeichnung wird die Hauptfirstrichtung vorgegeben. Die zulassigen Dach-
formen sind Satteldach und Pultdach. Die zulassige Dachneigungsbandbreite be-
tragt

bei eingeschossiger Bauweise: 45 — 50 Grad

bei zweigeschossiger Bauweise: 28 — 32 Grad

Die einseitige Neigung der Haupt-Dachflache hat sich zur 6ffentlichen Verkehrsflache
hin zu orientieren.

Fur die Festsetzung der Dachneigung ist ein Gebaude, dessen zweites Vollgeschoss
ein Dachgeschoss gem. NBauO darstellt, als ,eingeschossig” zu werten.

Fur Garagen und Nebenanlagen ist ebenfalls das Flachdach bzw. flachgeneigte Dach
zulassig.

Dachbauten (Gauben) / Frontispize, Konstruktionsabstande

Dachaufbauten (Gauben und Dacheinschnitte) sind bis zu einer Breite von 1/2 der
jeweiligen Traufenlange zulassig, gemessen an der Gaubenful3linie. Die zulassige
senkrechte Gaubenkonstruktion ist vom First mindestens 0,60 m, von den Ortgéngen
mindestens 1,50 m (Gaubenful3punkt) Abstand einzuhalten.

Diese Abstande gelten auch fiir Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen auf
Hauptbaukdorpern.

Sogenannte Dachreiter bzw. Dachhauschen und Spitzbodengauben sowie Kombina-
tionen aus Dachgeschoss- und Spitzbodengauben (,Gaube lUber Gaube*) sind unzu-
lassig.

Fontispize (Zwerchgiebel) sind zulassig bis zu einer Breite von 1/3 der jeweiligen
Traufseite. Der Frontispiz muss ab Erd- bzw. Kellergeschoss mindestens 0,25 m aus
dem geraden Wandverlauf hervortreten und mit einem Satteldach mit einer Neigung
>=des Hauptbaukdrpers versehen werden.

Begriinung vertikaler Bauteile

Stutzmauern und undurchsichtige Grundstlickseinfriedungen sind mit Klimm-/ Rank-
gewachsen dauerhaft zu begrinen. Dieses gilt auch fur samtliche Nebenanlagen so-
wie Garagen/CP, wenn sie aufRerhalb des Uberbaubaren Bereiches errichtet werden
(Ausnahme: Kleingewachshaus und Briefkastenanlage).

Koniferenpflanzungen

Koniferen sind nur als Solitar zulassig. Die linienhafte Grundstiicksbepflanzung mit
sogenannten ,Fichtenhecken* oder ,Lebensbaumreihen“ sowie die Anlage von plan-
tagenartigen Nadelbaumpflanzungen ist nicht zuléssig.

Doppelhauser — einheitliche Gestaltung

Doppelhauser sind in Material und Farbe der Aul3enfassade, in der Dachneigung und
—farbe, der Gaubenkonstruktion sowie in Fenster- und Turformaten und —farben ein-
heitlich zu gestalten.



6. Ausnahmen )
Ausnahmen von den Festsetzungen der OBV regeln sich nach § 56 (2) NBauO.

7. Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des 8 6 (2) NGO in der jeweils gultigen Fassung handelt,
wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen dem 8 5 der textlichen Festsetzungen die-
ses Bebauungsplanes und / oder den 8§ 2 und 5 der zugehdérigen Ortlichen Bauvor-
schrift Uber Gestaltung verstolt.

Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu DM 10.000,-- geahndet
werden.



7. Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig im Sinne des 8 6 (2) NGO in der jeweils gultigen Fassung handelt,
wer vorséatzlich oder fahrlassig entgegen dem 8§ 5 der textlichen Festsetzungen die-
ses Bebauungsplanes und / oder den §§ 2 und 5 der zugehdérigen Ortlichen Bauvor-
schrift Uber Gestaltung verstoft.
Diese Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu DM 10.000,-- geahndet
werden.



	4_GMH_B_20_Hindenburgstra0e_FH_3.Änderung_farbig
	4_GMH_B_20_Hindenburgstr_FH_3.Ä
	GM 20 Hindenburgstraße und Friedhöfe 3. Änderung
	ADP2D.tmp
	Örtliche Bauvorschrift über Gestaltung



